
Aktenzeichen: 5 AZB 1/95 
Bundesarbeitsgericht 5. Senat Beschluß vom 20. September 1995 

- 5 AZB 1/95 -
I. Arbeitsgericht

Heilbronn Kammer Crailsheim
Beschluß vom 23. November 1994 
- 2a Ca 146/94 C -

II. Landesarbeitsgericht 
Baden-Württemberg

Beschluß vom 02. Januar 1995 
- 6 Ta 22/94 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein 
Für die Fachpresse : Ja
Für das Bundesarchiv : Nein i

Entscheidungs stichwort:
Rechtswegzuständigkeit - Vorstandsmitglied

Gg S G t Z *
ArbGG § 5 Abs. 1 Satz 3, § 2; GVG § 17 a; BGB §§ 26, 611

Leitsatz:
Die sofortige Beschwerde gegen einen Verweisungsbeschluß nach 
§ 17 a Abs. 2 GVG kann nicht darauf gestützt werden, der 
Rechtsstreit hätte statt an das Amtsgericht an das Landge­
richt verwiesen werden müssen.
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5 AZB 1/95
6 Ta 22/94 Baden-Württemberg

B e s c h l u ß
In Sachen

PP-

hat der Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 22. September 
1995 beschlossen:

1. Die weitere sofortige Beschwerde der Beklagten 
gegen den Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Baden-Württemberg vom 2. Januar 1995
- 6 Ta 22/94 - wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten des Verfahrens der 
weiteren sofortigen Beschwerde zu tragen.

3. Der Streitwert für das Verfahren der weiteren 
sofortigen Beschwerde wird auf 500,00 DM fest­
gesetzt.

-  2 -

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-  2 -  

G r ü n d e  :

I. Der Kläger wendet sich gegen die mit Schreiben vom 6. April 
1994 ausgesprochene Kündigung des Rechtsverhältnisses, das er für 
ein Gesellschaftsverhältnis und die Beklagte für ein freies Mit­
arbeiterverhältnis hält.

Der Kläger erhob Klage vor dem Arbeitsgericht Heilbronn, 
Kammer Crailsheim. Beide Parteien beantragten die Verweisung an 
das zuständige Landgericht Mosbach. Durch Beschluß vom 23. Novem­
ber 1994 erklärte das Arbeitsgericht Heilbronn den Rechtsweg zu 
den Gerichten für Arbeitssachen für unzulässig und verwies den 
Rechtsstreit an das Amtsgericht Wertheim mit der Begründung, An­
haltspunkte für die Zuständigkeit des Landgerichts Mosbach nach 
§ 71 GVG ergäben sich aus dem Vortrag der Beklagten nicht.

Mit der sofortigen Beschwerde wandte sich die Beklagte gegen 
die Verweisung des Rechtsstreits an das Amtsgericht Wertheim 
unter Berufung darauf, daß das Landgericht Mosbach sachlich und 
örtlich zuständig sei. Das Landesarbeitsgericht hat die sofortige 
Beschwerde als unstatthaft verworfen. Dagegen wendet sich die Be­
klagte mit ihrer vom Landesarbeitsgericht zugelassenen weiteren 
sofortigen Beschwerde.

II. Die weitere sofortige Beschwerde der Beklagten ist nicht be­
gründet. Das Landesarbeitsgericht hat zu Recht und mit im wesent­
lichen zutreffender Begründung der sofortigen Beschwerde nicht
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3

stattgegeben. Allerdings war diese nicht unstatthaft» sondern un­
begründet. Denn die Unzulässigkeit kann nur das Rechtsmittel als 
solches, nicht dagegen auch einen einzelnen Angriff betreffen 
(Stein/Jonas/Grunsky, ZPO, 21. Auf1. 1994, § 512 a Rz 5).

Nach § 17 a Abs. 4 Satz 3 GVG ist gegen Beschlüsse nach 
§ 17 a Abs. 2, 3 GVG die sofortige Beschwerde gegeben. Sie kann 
jedoch nur darauf gestützt werden, daß das erstinstanzliche Ge­
richt die Frage des Rechtswegs unrichtig beurteilt hat. Die so­
fortige Beschwerde gegen Beschlüsse nach § 17 a Abs. 2 GVG kann 
nicht damit begründet werden, daß an ein anderes Gericht des zu­
lässigen Rechtswegs hätte verwiesen werden können.

Beschlüsse nach § 17 a Abs. 2 Satz 1 GVG sind nach dessen 
Satz 3 für das Gericht, an das der Rechtsstreit verwiesen worden 
ist, nur hinsichtlich des Rechtswegs bindend. Das bedeutet: Das 
Gericht, an das der Rechtsstreit von einem Gericht eines anderen 
Rechtswegs verwiesen worden ist, kann wegen örtlicher Unzustän­
digkeit innerhalb "seines" Rechtswegs weiter verweisen (Senatsbe­
schluß vom 1. Juli 1992 - 5 AS 4/92 - BAGE 70, 374 = AP Nr. 39 zu 
§ 36 ZPO; Beschluß vom 14. Januar 1994 - 5 AS 22/93 - AP Nr» 43 
zu § 36 ZPO). Für die Weiterverweisung wegen sachlicher Unzu­
ständigkeit gilt nichts anderes.

Ist aber das Beschwerdegericht nach § 17 a Abs. 4 Satz 3 GVG 
verfahrensrechtlich gar nicht in der Lage, seiner Verweisungsent­
scheidung auch in bezug auf die sachliche und örtliche Zuständig­
keit innerhalb des anderen Rechtswegs bindende Wirkung zu ver­
leihen, kann die sofortige Beschwerde nicht darauf gestützt
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werden, es hätte statt an das Amtsgericht an das Landgericht ver­
wiesen werden müssen. Ob im Falle von Willkür etwas anderes gilt, 
kann dahingestellt bleiben, da dafür keine Anhaltspunkte vor­
liegen.

Zu Unrecht verweist die Beklagte auf § 17 a Abs. 2 Satz 1 
1. Alternative GVG. Dessen Voraussetzungen liegen nicht vor. Für 
den Rechtsstreit sind entweder das Landgericht oder das Amts­
gericht sachlich zuständig, nicht aber beide Gerichte. In dem 
beiderseitigen Antrag auf Verweisung an das Landgericht ist auch 
keine wirksame Zuständigkeitsvereinbarung nach § 38 Abs. 3 Nr. 1 
ZPO zu sehen.

Mag die Beklagte vor dem Amtsgericht dessen sachliche Zu­
ständigkeit rügen und auf einen Verweisungsantrag des Klägers 
gemäß § 281 Abs. 1 Satz 1 ZPO hinwirken.

Griebeling Schliemann Reinecke
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